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Zwischen Unsicherheiten, neuen Orientierungen und kreativen Lösungen

Unternehmerrisiko: Kampf um die Deutungshoheit
Seit 2017 können Einrichtungen in Pflegesatzverhandlungen ein Unternehmerrisiko 

geltend machen – die Chance für erfolgreiches Wirtschaften. Doch die gesetzliche Rege-

lung ist alles andere als transparent und wird bundesweit unterschiedlich gehandhabt.

Von Alexander Huhn, Kai Tybussek  
und Michael Uhlig

Dresden/Ratingen/Bochum // Seit 
Anfang 2017 ist das Pflegestärkungs-
gesetz III in Kraft. Eine der am häu-
figsten diskutierten Gesichtspunkte 
darin war die Neufassung des § 84 
Abs. 2 SGB XI, die einerseits die An-

erkennung von tariflichen Ver-
gütungen oder im Falle einer 

fehlenden Tarifbindung 
die Entlohnung der 

Mitarbeiter bis 
zur Höhe 

von 

Tarifen, anderer-
seits aber 
auch die 
Anerken-
nung des 
‚Unterneh-
merrisikos‘ in 
den Pflegesatzverhandlungen vor-
gibt. Der Hintergrund ist klar: Im 
preisregulierten Markt müssen diese 
Aspekte, die selbstverständlich auch 
die Chance auf erfolgreiches Wirt-
schaften beinhalten, Eingang in die 
Kalkulation der Leistungsvergütun-
gen finden.

Erwartet wurde durchaus eine 
deutliche Veränderung des Verhand-
lungsgeschehens, gleichwohl die 
Umsetzung der neuen Orientierung 
per Bundesgesetz den Gremien auf 
Landesebene oder den Akteuren der 
Einzelverhandlung überlassen blieb. 

Wenn das ‚Unternehmerrisiko‘ doch 
so explizit im Gesetz steht, ist es dann 
nicht auch transparent darzulegen? 
Aber wie ist es dann zu beziffern? 
Welche Wege gibt es? Hinzu kommt, 
dass ein Anspruch auf die Vergü-
tung des Wagnisses in der höchst-
richterlichen Rechtsprechung schon 
seit 2009 anerkannt ist. Insofern hat 
der Gesetzgeber nur mit dem Gedan-
ken nachgezogen, der vom BSG schon 
seit fast einem Jahrzehnt klargestellt 
worden ist.

Pauschale Fortschreibung oder 
Individualverhandlung

Die spannende Frage ist nun, wie 
es – mehr als ein Jahr später 

– mit der Anwendung 
aussieht. Ein ein-

heitliches Bild ist dabei 
nicht zu zeichnen. Erkennbar ist, 

wie unterschiedlich in den Bundes-
ländern mit der Frage umgegangen 
wird. In der Mehrzahl der Länder ist 
zumindest die Option von zwei ver-
schiedenen Ansätzen eröffnet: einer-
seits die Möglichkeit der Verhandlung 
auf Basis von pauschalen Fortschrei-
bungen der Entgelte, aufsetzend auf 
den geeinigten Kostenansätzen der 
Vorvereinbarung bzw. den zuletzt 
vereinbarten Entgelten („Preisen“). 
Trägern, die mit den auf diesem Wege 
möglichen pauschalen Entgeltstei-
gerungen nicht auskommen, steht 
die Einzelverhandlung mit intensi-
verer Auseinandersetzung bis hin 
zum dezidierten Belegen der Geste-
hungskosten offen. Dieses Prinzip der 
zwei möglichen Ansätze gilt – in un-
terschiedlichem Zuschnitt – z. B. für 
die Länder Hessen, Thüringen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 

Saarland und Berlin. Klar sollte sein: 
Wird der Weg der intensivierten Ver-
handlung gewählt, muss – eigentlich 
– auch die Thematik des ‚Unterneh-
merrisikos‘ konkret behandelt wer-
den. In den o. a. pauschalen Verfah-
ren bleibt in der Praxis kein Raum für 
die Geltendmachung eines Zuschlags 
für das Unternehmerrisiko. Zu be-
achten ist allerdings, dass die Kost-
enträger in einigen Ländern, wie z. B. 
Nordrhein-Westfalen, ein pauschales 
Verhandlungsverfahren dann ableh-
nen, wenn dieser Weg schon sehr oft 
in der Vergangenheit gewählt wurde. 
In diesen Fällen verlangen die Kost-
enträger zunehmend eine Individu-
alverhandlung quasi zur „Inventur“. 
In anderen Bundesländern erwarten 
die Kostenträger regelhaft schon mit 
Antragstellung oder in einem sich 
direkt anschließenden Plausibilisie-

rungsverfahren die Darlegung der 

Leistungs- und Kostenpositi-
onen, die Grundlage des Antrages 
sind. In Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern wird be-
züglich der Personalkosten so verfah-
ren, in Niedersachsen, Schleswig-Hol-
stein und Bayern häufig und teilweise 
abhängig von regionalen Zuständig-
keiten auf Kostenträgerseite. 

Bezifferung des Unternehmer­
risikos wird vermieden

Die Verhandlungsverläufe zeigen sich 
dann wiederum auch als sehr unter-
schiedlich. Ganz offenkundig vermie-
den wird fast überall, vor allem von 
Kostenträgerseite aus, eine Beziffe-
rung des ‚Unternehmerrisikos‘; dies 
gilt selbst in Ländern, wo diese Po-
sition Bestandteil des Kalkulations-
schemas ist. Die Höhe ist der Knack-
punkt. Ausgesprochener oder auch 
nicht ausgesprochener Konsens ist 
dann, dass die Risiken des Unterneh-
mers (inklusive seiner Chance auf 

Gewinn) in den einzelnen Positio-
nen der Kostenkalkulation enthal-
ten seien. Vor diesem Hintergrund 
scheint aktuell tatsächlich einmal 
hilfreich, dass die Kalkulationssche-
men so komplex aufgebaut sind: bie-
tet dies doch Raum für die kreative 
Kompromissfindung zur Abbildung 
der Risiken. Ein besonderer Fall ist 
hier Niedersachsen, bei gleichwohl 
sehr angespannter Situation: die Kos-
tenträgervertreter fordern häufig de-
taillierte Nachweise, insbesondere 
zu den Personalkosten, gehen aber 
in der Regel nicht auf eine konkrete 
Erörterung des ‚Unternehmerrisikos‘ 
ein. Eine Grundproblematik ist dabei 
auch, dass so wenig gemeinsames 
Verständnis zur Definition von ‚Per-
sonalkosten‘ (was gehört hinein, über 
Löhne/Gehälter und Sozialabgaben 
hinaus, an freiwilligen sozialen Leis-
tungen, Personalnebenkosten, Perso-
nalgewinnungsaufwand und eben 
an Aufwendungen zur Kompensa-
tion der Risiken?) besteht. Klar 
zu beobachten 

ist in jedem Fall aber, dass 
immer mehr Träger sich nun-
mehr für offensive Neugestal-
tung ihrer Mitarbeiter-Vergütungs-
systeme auf höherem Entgeltniveau 
entscheiden und dies auch zum Ver-
handlungsgegenstand machen bzw. 
machen werden.

Derzeit erreichen die Ergebnisse 
der IEGUS-Studie „Unternehme-
risches Wagnis in der stationären 
Pflege“ die Branche. Die Vertreter 
der Pflegeeinrichtungen verwenden 
sie zunehmend in der Kalkulation 
und Argumentation. In dieser Studie 
wird einerseits zwischen „Allgemei-
nem Wagnis“, also dem Anspruch auf 
die Chance des Unternehmers, mit-
tel- und langfristig erfolgreich wirt-
schaften zu können, und operativen 
Risiken der Kalkulation der einzelnen 
Gestehungskosten (betrieblich-spe-
zifische Einzelwagnisse) unterschie-

den. Andererseits werden das ‚Allge-
meine Wagnis‘ mit 4,84 Prozent bis 
5,62 Prozent (je nach Region) als Zu-
schlag auf die Summe der prospekti-
ven Gestehungskosten beziffert und 
die Einzelwagnisse mit Branchenda-
ten unterfüttert. Dass es im Einzelver-
handlungsgeschehen zu einer Ver-
einbarung mit explizitem Ausweis 
eines ‚Allgemeinen Wagnisses‘ ge-
mäß Studienergebnissen gekommen 
wäre, ist bislang nicht bekannt. 
Der Druck zur grundlegende-
ren Positionierung in diesen 
Fragen für die Kostenträ-
ger, aber insbesondere auch 
die Schiedsstellen, wächst. 
Ein erstes Schiedsstellen-
verfahren dazu ist in 
Schleswig-Holstein 
anhängig, mit 
möglichem 
Entscheid 
wohl 

im 
April. 

Aus Trä-
gersicht sollte stets in einer In-

dividualverhandlung neben 
dem konkreten Risikoaus-

gleich auch eine Ab-
bildung des allge-
meinen Wagnisses 

geltend gemacht 
werden, dies er-

höht die Chance auf 
Erzielung einer tatsächlich 

leistungsgerechten Vergütung.
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Altenpflegebarometer Deutschland 2018

Aufruf zur Teilnahme an Online-Befragung
Hannover/Stuttgart // Es ist wieder 
soweit – das 2. Altenpflegebarome-
ter geht an den Start. Nehmen Sie 
sich 15 Minuten Zeit für die Alten-
pflege und sagen Sie uns, wie Sie die 
Stimmung in der Branche erleben. 
Die repräsentative Branchenum-
frage wird vom Fachverlag Vincentz 
Network in Hannover und der Evan-
gelischen Heimstiftung in Stuttgart 
gemeinsam durchgeführt. Das 2. Al-
tenpflegebarometer greift die aktu-
elle Debatte um eine drohende Pfle-
gekatastrophe auf: Wie nehmen Sie 
als Führungskraft in der stationä-
ren und ambulanten Pflege die poli-
tische Situation in Deutschland und 
in Ihrem Bundesland wahr? Wie ist 
die aktuelle Personalsituation in Ih-
rer Einrichtung? Wie bewerten Sie die 

Finanzierungssituation? Und: Welche 
Reformen machen aus Ihrer Sicht die 
Pflege zukunftsfähig?

Ihre Meinung zählt doppelt: Zum 
einen helfen Sie, ein repräsentatives 
Meinungsbild der Pflegebranche zu 
erstellen. Zum anderen münden die 
Ergebnisse in konkrete Forderungen 
an die Politik, mit welchen Reformen 
sie Pflegenden und Pflegebedürfti-
gen wirklich helfen kann. Am 19. Juni 
2018 werden Erwin Rüddel (MdB) 
und Martin Schölkopf (BMG) auf der 
Altenheim EXPO in Berlin Stellung 
dazu beziehen. Die Fachpublikatio-
nen Altenheim, CAREInvest und CA-
REkonkret werden darüber berichten.

Selbstverständlich bleiben Ihre 
Angaben anonym. Das garantiert das 
neutrale Marktforschungsinstitut co-

gitaris in Eltville, das die Befragung 
durchführt. Die Ergebnisse stellen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. 

Als kleines Dankeschön für Ihr En-
gagement verlosen wir unter allen 
Teilnehmern drei Tickets für die Al-
tenheim EXPO am 19. und 20. Juni in 
Berlin, jeweils im Wert von 898 Euro.

ee Machen Sie mit, am besten 
gleich, spätestens aber  
bis zum 22. April 2018, unter  
diesem Link: http://vinc.li/ 
Altenpflegebarometer

Feuerwehr rückt wegen angebranntem Essen an

Einrichtung muss Einsatz nicht zahlen
Koblenz // Wenn die Brandmeldean-
lage durch angebranntes Essen aus-
gelöst wird, müssen Einrichtungen 
den Feuerwehreinsatz nicht zahlen. 
Das hat das Verwaltungsgericht Ko-
blenz in einem Urteil vom 9. Januar 
2018 entschieden (3 K 376/17.KO).

Die Klägerin betreibt zwei Senio-
renzentren, in denen sie Apartments 
für betreutes Wohnen anbietet. Alle 
Wohnungen sind mit Brandmeldern 
ausgestattet, die von Juni bis No-
vember 2014 fünfmal wegen starker 
Rauchentwicklung ausgelöst wur-
den. Grund war angebranntes Essen 
auf dem Herd oder im Toaster. Als die 
Mitarbeiter die Fenster öffneten, um 
den Rauch abziehen zu lassen, rief das 
die Feuerwehr auf den Plan. Die setze 
am Einsatzort die Brandmeldean-

lage zurück. Die Stadt wollte von der 
Klägerin pro Einsatz trotzdem rund 
600 Euro haben. Die Betreiberin legte 
erst Widerspruch ein, reichte schließ-
lich Klage ein und gewann. Sämtliche 
fünf Kostenbescheide, so die Koblen-
zer Verwaltungsrichter, seien rechts-
widrig. Ein Fehlalarm habe laut Ur-
teilsbegründung nicht vorgelegen, da 
in allen fünf Fällen Gefahr vorgele-
gen habe. Es sei die „bestimmungsge-
mäße Funktion“ einer solchen Anlage 
in solchen Fällen auszulösen.

Darüber hinaus können Kommu-
nen bei einem Fehlalarm zwar pau-
schale Beträge geltend machen, jedoch 
nur nach dem Kostendeckungsprin-
zip. Auch dies sei in dem verhandel-
ten Fall nicht erfolgt. Eine Berufung ist 
zugelassen.� (ck)
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